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Genug muss

eindeutig genug sein!

V O N T H O M A S S C H W A R T Z

Noch vor Kurzem ging man davon aus,
dass die Welt immer mehr zusammen-
wachsen werde, dass die weltweiten Lie-
ferketten durch den Fortschritt der Trans-
portmittel schnell jeden Punkt des Globus
erreichen würden und dass der unge-
bremst wachsende Flugverkehr immer
mehr Menschen in jede noch so entfernte
Weltgegend zu bringen vermöchte.
Mit der Pandemie hat sich indes vieles
verändert.
Die alles beherrschende Dynamik der
Globalisierung scheint gebrochen. Sowohl
die Einheit als auch die Effizienz einer
globalisierten Wirtschaft haben sich als
Chimären entpuppt, die sich mit der Aus-
rufung radikaler Lockdowns in China und
anderen Schlüsselländern der Weltwirt-
schaft in Luft aufgelöst haben.
In der Folge hat beispielsweise das „Res-
horing“, also die Rückverlagerung von ins
Ausland verlagerten Produktionsstätten in
die Heimatländer der Unternehmen, er-
heblichen Aufschwung erfahren. Der An-
griffskrieg Russlands gegen die Ukraine
verstärkt in den westlichen Ländern über-
dies die Tendenz, ihre Abhängigkeit von
autokratischen Regimen zu reduzieren.
Und die immer stärker spürbaren Folgen
des Klimawandels machen eine radikale
Veränderung unserer auf dem Verbrauch
fossiler Energien basierenden Produktion
und Lebenshaltung zu einer zwingenden
Notwendigkeit.
Zwar kann und soll nicht einer De-Globa-
lisierung das Wort geredet werden, aber
der Trend, wieder in regionale Wirt-
schaftsstrukturen zu investieren, verspricht
in unsicheren Zeiten gewiss sowohl einzel-
nen Unternehmen und Branchen als auch
ganzen Volkswirtschaften mehr Unabhän-
gigkeit und sicher mehr Resilienz. Wie
muss aber eine resiliente Wirtschaftsord-
nung ausgestaltet sein, damit sie auch wei-
teren Krisen trotzen und die Lebensbe-
dürfnisse der Menschen, denen sie zu die-
nen hat, nachhaltig befriedigen kann?
In diesem Zusammenhang taucht in den
letzten Jahren zunehmend der Begriff der
„Suffizienz“ auf. Er steht als Gegenbewe-
gung zur expansiven Moderne mit ihrem
Mantra des „Immer schneller, Immer wei-
ter, Immer mehr“. Suffizienz soll eine
neue und alternative Form der Effizienz in
den sozioökonomischen Diskurs der Ge-
sellschaft implementieren: Statt Fort-
schritt im Sinne ständiger Beschleunigung
und ungebremsten Wachstums des Ange-
bots wird der Blick stärker auf den Bedarf
gelegt. Was braucht der Mensch, um gut
leben zu können? Auf das, was zu einem
besseren Leben nicht notwendig ist, kann
man auch verzichten. Mehr noch: Mit dem
Kriterium des Genügenden wird ein „fru-
galer Wohlstand“ (Wolfgang Sachs) auch
bei knappen Ressourcen für mehr Men-
schen möglich sein. Zugleich wird ein
Stück Generationengerechtigkeit verwirk-
licht: Denn wir leben auf Kosten unserer
Kinder und Kindeskinder. Mehr ist nicht
unbedingt mehr – das ist seit langem eine
Überzeugung der katholischen Soziallehre.
Der Suffizienz-Gedanke formuliert diese
Position in positiver Diktion: Genug ist
genug – wenn es reicht, reicht es!
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„nicht auszuschließen“
Die Versorgungslage mit Strom in Deutschland ist offenbar schlechter als vom Bundeswirtschaftsministerium in
einem Stresstest ermittelt V O N S T E FA N A H R E N S

Die Versorgungslage mit Strom in Deutsch-
land ist einem Medienbericht zufolge mög-
licherweise schlechter als der zweite vom
Bundeswirtschaftsministerium in Auftrag
gegebene Stresstest ergeben hat: In einem
internen Vermerk aus dem baden-württem-
bergischen Umweltministerium vom 2. De-
zember, aus dem „Bild“ zitiert, heißt es, dass

Verschlechterungen könnten die Revision
und der Streckbetrieb des AKW Neckar-
westheim sein. Das AKW Neckarwestheim
hatte im Jahr 2021 einen Anteil von 22,5
Prozent an der Versorgung in Baden-Würt-
temberg.

wendet werden. Wenn die Maßnahme er-
forderlich wird, soll sie einen Tag zuvor an-
gekündigt werden.

Einer Umfrage zufolge will mehr als jeder
Dritte in Deutschland wegen der hohen
Energiepreise bei der Weihnachtsbeleuch-
tung sparen. 38 Prozent der Befragten einer
Civey-Umfrage im Auftrag des Nachrich-

nachtsbeleuchtung zu nutzen. Am wenigs-
ten Lust auf Sparen haben auf der anderen
Seite die 40- bis 49-Jährigen. 43 Prozent
von ihnen gaben an, sich nicht einschränken
zu wollen.

Klare Unterschiede gibt es bei der Spar-
bereitschaft zwischen Ost- und West-
deutschland: Im Osten lehnen es mit 45
die von Deutschland mitversorgten franzö-
sischen Kernkraftwerke weniger Strom ge-
nerierten als bisher angenommen.

Laut dem Papier seien die AKW-Ausfälle
in Frankreich das größte Problem für die
Energie-Versorgung hierzulande. Sie
brächten nur 33 von 61 möglichen Gigawatt
Leistung. Der zweite Stresstest war aber
von mindestens 40 Gigawatt ausgegangen.
„Abschaltungen der Stromversorgung für
90 Minuten“ seien laut dem Bericht „nicht
auszuschließen“. Ein weiterer Grund für
Jeder Dritte will bei Weih-
nachtsbeleuchtung sparen

In Frankreich simulieren Behörden das
zeitlich begrenzte und kontrollierte Ab-
schalten der Stromversorgung in einer Re-
gion. Weil zahlreiche französische Atom-
kraftwerke gewartet werden, wird im Janu-
ar mit Versorgungsengpässen gerechnet.
Die Regierung hat deshalb mit Vorbereitun-
gen für örtlich begrenzte Stromabschaltun-
gen bei Spitzenbelastungen begonnen. Da-
mit soll ein unkontrollierter Blackout abge-
tenportals Watson machten diese Angabe.
Etwas weniger – 36 Prozent – gaben hin-
gegen an, wie gewohnt Weihnachtsbeleuch-
tung einzuplanen. 18 Prozent nutzen gene-
rell keine Weihnachtsbeleuchtung. Beson-
ders Menschen über 65 Jahren wollen
demnach weniger Strom verbrauchen –
unter den 18- bis 29-Jährigen ist die Bereit-
schaft hingegen mit 19 Prozent am gerings-
ten. Allerdings ist in dieser Altersgruppe
auch der Anteil derjenigen bei Weitem am
größten, die angaben, ohnehin keine Weih-
Prozent deutlich mehr Menschen ab, an der
Weihnachtsbeleuchtung zu sparen. Im
Westen waren es nur 34 Prozent. Die meis-
ten der Menschen, die sparen wollen, gaben
laut Watson an, dafür weniger Beleuchtung
zu nutzen. Stromsparende Leuchtmittel
verwenden 47 Prozent der Sparer. Viele
wollen auch generell weniger Energie ver-
brauchen, um so einen Ausgleich zu schaf-
fen. Für die Umfrage hat das Institut Civey
laut Watson online 5 000 Menschen ab 18
Jahren befragt.
Intelligenzen bald einen Anwalt?
Juristen diskutieren darüber, wer haftet, wenn autonome digitale Systeme Schäden verursachen V O N C O R N E L I A H U B E R

M
issachten der Vorfahrt, zu
dichtes Auffahren und über-
höhte Geschwindigkeit gehö-
ren zu den häufigsten Grün-

den für einen Verkehrsunfall. In neunzig
Prozent der Fälle ist menschliches Versagen
die Ursache. Abhilfe schaffen könnte zu-
mindest in der Theorie das autonome Fah-

und teilautomatisiertem Fahren wie etwa
ferngesteuertem Einparken. Schon jetzt
aber stellt sich die Frage, wer in Zukunft
haftet, falls doch etwas passiert. Viele Sze-
narien sind denkbar: das selbstfahrende
Auto blockiert eine Kreuzung und verur-
sacht eine Kette von Auffahrunfällen, es
hält nicht am Zebrastreifen und kollidiert

verschiedenster Ausprägung standen im
Mittelpunkt der Überlegungen, ob und wie
das Haftungsrecht fortgebildet werden
könnte. Wenn ein Chatbot rassistische Be-
leidigungen ausstößt, ein „Jobprofil-
Matching“-System mithilfe Künstlicher In-
telligenz (KI) bestimmte Bewerber aussor-
tiert oder die Lieferdrohne mit der Pizza

ler autonomer Systeme einzuführen. Die
Gefährdungshaftung für Kraftfahrzeughal-
ter, die in § 7 StGB geregelt ist, soll auch für
voll autonome Fahrzeuge gelten sowie für
sonstige Betreiber digitaler autonomer Sys-
teme neu eingeführt werden. Wie im Ver-
kehrsunfallrecht empfiehlt der DJT dabei
eine gesetzliche Pflichtversicherung. Im
Stromab

ren: Mit dem automatisierten Bus oder dem
selbstfahrenden Auto würden sich voraus-
sichtlich nicht nur die Unfallzahlen weiter
reduzieren, auch Güter könnten rationali-
sierter und umweltschonender transpor-
tiert werden. Der menschliche Fahrgast
könnte derweil gemütlich Musik hören oder
die neuesten Nachrichten auf dem Smart-
phone checken.

Sind autonome Fahrzeuge
Rechtssubjekte?

Seit Mai 2021 dürfen vollständig autono-
me Systeme grundsätzlich am öffentlichen
Straßenverkehr teilnehmen. Allerdings ist
das noch Zukunftsmusik, denn voll autono-
mes Fahren ist die fünfte und höchste Stufe
des automatisierten Fahrens und wird nach
einer Studie des Prognos-Forschungsinsti-
tuts in größerer Zahl erst ab 2040 erwartet.
Weit verbreitet sind bislang nur die beiden
ersten Stufen mit Fahrerassistenzsystemen
schaltun

mit einem Fußgänger oder fährt mit Vollgas
ins geschlossene Garagentor. Der 73. Deut-
sche Juristentag (DJT) hat dazu eine klare
Meinung: er möchte vor allem den Herstel-
ler in die Pflicht nehmen. Auch der Betrei-
ber soll haften können, nicht aber die Ma-
schine selbst.

Der Idee der sogenannten E-Person er-
teilte der Deutsche Juristentag eine Absage.
Denn auch wenn „ein autonomes Fahrzeug
mit einer bestimmten Fahrgestellnummer
als Rechtssubjekt anerkannt“ und nur mit
einer Haftpflichtversicherung in Verkehr
gebracht werden dürfte, seien es doch am
Ende Hersteller oder Halter, die die Versi-
cherung bezahlen, erläutert Gerhard Wag-
ner, Professor für Bürgerliches Recht an der
Humboldt-Universität Berlin und Leiter
der Fachabteilung Zivilrecht des DJT, im
Gespräch mit dem SWR. Diese könne man
direkt haftbar machen.

Aber nicht nur selbstfahrende Autos, son-
dern generell digitale autonome Systeme in
gen sind

den Weg durchs geschlossene Wohn-
zimmerfenster nimmt, sind dies vergleich-
bare Konstellationen.

Die EU-Kommission will
ebenfalls Klarheit schaffen

Bislang haften Hersteller über die soge-
nannte „deliktische Produzentenhaftung“
des § 823 Abs. 1 BGB, bei der es oft Beweis-
probleme für den Geschädigten gibt: Wenn
ein digitales autonomes System einen Scha-
den verursacht hat, soll künftig vermutet
werden, dass es fehlerhaft ist. Damit wird
die Verkehrspflichtverletzung des Herstel-
lers begründet. Steht der Fehler fest, soll
vermutet werden, dass er für den Schaden
ursächlich ist. Jedoch kann sich der Her-
steller in beiden Fällen entlasten. Mit gro-
ßer Mehrheit schlagen die Juristen zudem
vor, unabhängig von einem konkreten Pro-
duktfehler einen neuen Tatbestand der Ge-
fährdungshaftung für die Hersteller digita-
Schadensfall soll das Verschulden der Be-
treiber digitaler autonomer Systeme gene-
rell vermutet werden.

Auch die Europäische Kommission will
Schadensersatzklagen erleichtern, denn
„die spezifischen Eigenschaften von KI ma-
chen es für die geschädigte Person schwer,
wenn nicht unmöglich, die Beweislast anzu-
treten“. Die Richtlinie soll europaweit ein-
heitliche Regelungen schaffen, wenn Pro-
dukte oder Dienstleistungen durch den
Einsatz von Künstlicher Intelligenz physi-
sche oder immaterielle Schäden verursa-
chen. Zwei Neuerungen sind geplant: ers-
tens soll die Beweisführung für Geschädigte
einfacher werden, indem eine widerlegbare
„Kausalitätsvermutung“ eingeführt wird.
Zweitens soll Geschädigten der Zugang zu
einschlägigen Beweismitteln erleichtert
werden, wenn es um Hochrisiko-KI geht.
Der Kommissionsvorschlag muss nun vom
Europäischen Parlament und dem Rat an-
genommen werden.
Brauchen Künstliche
Noch ist autonomes Fahren Zukunftsmusik – doch die rechtlichen Folgen durch KI-verursachte Schäden werden bereits jetzt diskutiert. Foto: dpa


